
ABSCHAFFUNG VON § 19 ABS. 3

Das AGG formuliert in § 19 Abs. 3 eine Ausnahme von Gleichbehandlungsgebot für die Vermietung von Wohn-

raum, wenn dadurch sozial stabile Bewohner- und Siedlungsstrukturen geschaffen würden. Diese Ausnahme be-

zieht sich ausschließlich auf positive Maßnahmen zum Abbau bestehender Diskriminierung, die bereits an ande-

rer Stelle im AGG ausreichend geregelt sind. In der Praxis ist das genaue Gegenteil zu beobachten. Der Absatz zu

stabilen Wohnstrukturen wird von Vermieter*innen als Erlaubnis für Diskriminierungen missverstanden und be-

nachteiligt Menschen vor allem aufgrund ihrer Herkunft, Sprache und/oder Religion statt ihnen eine bessere Teil-

habe zu ermöglichen. Inwiefern teilen Sie diese Einschätzung zu § 19 Abs. 3 AGG? Befürworten Sie eine

Streichung?

CDU und CSU halten an der Regelung des § 19 Abs. 3 AGG fest. Diese leistet einen wichtigen

Beitrag zur Schaffung stabiler und ausgewogener Siedlungsstrukturen sowie ausgegliche-

ner wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse. Im Übrigen gibt der Wortlaut der

Vorschrift Ihre Einschätzung nicht wieder, dass diese sich ausschließlich auf positive Maß-

nahmen im Sinne des § 5 AGG bezieht.

Die Zulässigkeit von Quotenvorgaben zugunsten bzw. zulasten bestimmter ethnischer Be-

völkerungsgruppen bei der Vermietung von Wohnraum durch Großvermieter wie etwa städ-

tische Wohnungsbaugenossenschaften wird in der wissenschaftlichen Diskussion sehr kri-

tisch gesehen. Diskriminierungen von Menschen mit ausländischem Namen bei der Woh-

nungssuche verstoßen aus Sicht der SPD gegen das AGG. Eine kritische Überprüfung

des § 19 Abs. 3 AGG im Rahmen der Weiterentwicklung des AGG, die die SPD anstrebt, ist

daher erforderlich.

Die Fraktion DIE LINKE sieht diese Ausnahmeregelung als problematisch an. Ihre Streichung

oder Änderung ist im Rahmen der Überarbeitung des AGG zu prüfen.

§ 19 Abs. 3 verstößt gegen die Antirassismusrichtlinie 2000/43/EG und die Genderrichtlinie

Antworten der Parteien



2004/113/EG, weil diese Richtlinien solche Einschränkungen nicht zulassen. Zudem hat die-

se Regelung dazu geführt, dass beim Abschluss von Mietverträgen vermehrt Ungleichbe-

handlungen aus rassistischen Gründen festgestellt wurden. Deshalb wollen wir den Paragra-

phen ersatzlos streichen.

Wir Freie Demokraten planen derzeit keine diesbezüglichen Änderungen am AGG.

Von der AfD haben wir bis zum spätesten Abgabedatum (04.08.2017) keine Antworten auf

die Wahlprüfsteine erhalten.

Dies ist ein Wahlprüfstein des Projekts "Die Wahlprüfsteine", in dem sich 18 Verbände und Initiativen aus dem

Bereich der Antidiskriminierung zusammengeschlossen haben. Insgesamt wurden 93 Wahlprüfsteine zu den

Themen Gleichstellung und Teilhabe den Parteien zur Beantwortung vorgelegt, die bei der Bundestagswahl 2017

gute Chancen auf den Einzug in den Bundestag haben.

 www.die-wahlpruefsteine.de

 www.facebook.com/Die.Wahlpruefsteine


